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Sozialgericht Berlin 

- Beglaubigte Abschrift -

verkündet am 
1. Dezember 2021

Justizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Im Namen des Volkes 

In dem Rechtsstreit 

Urteil 

Arbeitgeberin

gegen 

Deutsche Rentenversicherung 

- Klägerin -

- Beklagte -

1. Arbeitnehmerin

2. Bundesagentur für Arbeit,

3. Krankenkasse
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4. Pflegekasse,

Proz.-Bev.: 
zu 1: DGB Rechtsschutz GmbH, 
Büro Berlin 
Genthin er Str. 35, 10785 Berlin, 
- 05152-19 -

- 2 -

- Beigeladene -

hat die 56. Kammer des Sozialgerichts Berlin auf die mündliche Verhandlung am 1. Dezember 

2021 durch den Richter am Sozialgericht ... sowie die ehrenamtlichen Richter Herrn ... und 

Herrn ... für Recht erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens, einschließlich der Kosten der Bei­
geladenen zu 1) mit Ausnahme der Kosten der Beigeladenen zu 2) bis 4), die 
ihre Kosten selbst zu tragen haben. 

T a t b e s t a n d  

Die Beteiligten streiten um die Frage, ob die Beigeladene zu 1) im Rahmen ihrer Tätigkeit für 

die Klägerin als Dozentin im Jahr 2017 der Versicherungspflicht in den einzelnen Zweigen der 

Sozialversicherung unterlag. 

Die Klägerin ist eine gemeinnützige GmbH und bietet für die Bundesagentur für Arbeit Arbeits­

fördermaßnahmen an. Hierfür bedient sie sich fest angestellter Mitarbeiter sowie freiberufli­

cher Dozenten. 

Am 14. September 2017 schlossen die Klägerin und die Beigeladene zu 1) einen Rahmenver­

trag über eine Dozententätigkeit der Beigeladenen auf Honorarbasis. Wegen der Einzelheiten 

der vertraglichen Vereinbarung wird auf den Rahmenvertrag verwiesen. Nachfolgend schlos­

sen die Vertragsparteien acht Einzelverträge über eine Dozententätigkeit der Beigeladenen 

zu 1) für einzelne Kurze von je etwa zwei bis drei Wochen im Zeitraum vom 14. September bis 

19. Dezember 2017.

Am 13. November 2017 beantragte die Beigeladene zu 1) bei der Clearingstelle der Beklagten 

die Statusfeststellung. Nach Anhörung der Beteiligten stellte die Beklagte mit Bescheid vom 

24. April 2018 die Versicherungspflicht der Beigeladenen zu 1) im Rahmen ihrer Tätigkeit für

die Klägerin in der Renten- und Arbeitslosenversicherung fest und verneinte wegen einer an-


















